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ser entsprechen. Wenn wir ehrlich sind, werden wir in der 
Praxis diesem Anspruch nicht gerecht und bleiben hinter 
diesen Möglichkeiten zurück. 

Mit der Position des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs werden zumeist einflussreiche Abgeordnete in eine 
erweiterte Kabinettdisziplin eingebunden. 

(Karsten Hilse [AfD]: Das hat er ja gesagt!)

Tatsache ist leider – das hat mein Kollege Stefan Ruppert 
letztes Jahr schon sehr gut analysiert –, dass Parlamenta-
rische Staatssekretäre in der Praxis ja viel zu wenig als 
Parlamentarier in die Regierung hineinwirken, und zwar 
allein deshalb, weil ihnen dazu die Machtmittel fehlen; 

(Beifall bei der FDP)

denn die eigentliche Verantwortung liegt hinter dem Mi-
nister bei den beamteten Staatssekretären, die den Appa-
rat führen und den Minister als Leiter der obersten Bun-
desbehörde vertreten. Ich finde daher, dass wir durchaus 
kritisch über die Rolle und die Zahl der Parlamentari-
schen Staatssekretäre in der Bundesregierung sprechen 
müssen – 

(Beifall des Abg. Martin Hebner [AfD])

allerdings nicht der Kosten, sondern der Demokratie we-
gen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Martin Hebner [AfD] – Karsten Hilse 
[AfD]: Natürlich!)

Wer wichtige Debatten- und Kontrollfunktionen allein 
der Opposition überlassen will – so gern und so ernst 
wir sie wahrnehmen –, der verkennt das Wesen der Ge-
waltenteilung. Wir sollten allerdings das Kind nicht mit 
dem Bade ausschütten und deshalb diese Funktion völlig 
abschaffen, sondern darüber sprechen, wie wir die Parla-
mentarischen Staatssekretäre in ihrer wohlverstandenen 
Rolle und Aufgabe stärken können, etwa durch Änderun-
gen der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesmi-
nisterien, damit sie den Willen und die Vorstellung des 
Parlamentes besser in exekutives Handeln umsetzen. Das 
könnte ein echter Beitrag zur Stärkung parlamentarischer 
Kontrolle und zur Stärkung einer Verfassungswirklich-
keit sein, die dem Stellenwert des Parlamentes entspricht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen herzlichen Dank, Linda Teuteberg. – Nächster 

Redner für die SPD-Fraktion: Mahmut Özdemir.

(Beifall bei der SPD)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben mal wieder ein Schmierentheater 
erlebt. 

(Stephan Brandner [AfD]: Haben Sie Ihr 
zweites Examen inzwischen gemacht, Herr 
Özdemir?)

Zu einem so schwachen Gesetzentwurf Stellung zu neh-
men, ist auch schwierig, weil er eben keinen Gehalt hat. 
Sie erheben hastig zusammengestrickt wieder die Forde-
rung, etwas abzuschaffen. 

(Stephan Brandner [AfD]: Wann machen Sie 
Ihr zweites Examen?)

Schnell durch das Argument „Die verdienen doch so 
viel“ angereichert, haben Sie heute das Amt des Parla-
mentarischen Staatssekretärs im Visier. Sie reihen Halb-
wahrheiten aneinander, die Sie ohne Scham der Öffent-
lichkeit andienen, und hoffen, dass sich so, in den Köpfen 
schwelend, ein bestimmter Eindruck bei den Menschen 
verfestigt. Das lassen wir Ihnen nicht durchgehen.

Parlamentarische Staatssekretäre dienen dem Inte-
resse des Deutschen Bundestages und dem Interesse der 
Wählerinnen und Wähler. Sie tragen diese Interessen in 
die Regierung hinein und bereichern aufgrund der Einar-
beitung in die Tiefe eines Sachverhaltes die Debatte auch 
hier in unserem Hause.

Der Gesetzentwurf ist schwach; denn er übt Kritik an 
Ämtern in unserem parlamentarischen System und führt 
zur Begründung lediglich an, dass Parlamentarische 
Staatssekretäre hohe Kosten verursachen, 

(Karsten Hilse [AfD]: Das stimmt doch gar 
nicht! – Stephan Brandner [AfD]: Da haben 
Sie nicht zugehört!)

die Gewaltenteilung beeinträchtigen würden und die mit 
ihrer Einsetzung historisch erhobenen Erwartungen nicht 
erfüllt hätten. Das ist alles falsch und aus meiner Sicht 
eine äußerst dürftige Begründung,

(Karsten Hilse [AfD]: Hören Sie das nächste 
Mal richtig zu!)

die, wie ich nachfolgend auch zeigen werde, auch jegli-
cher Grundlage entbehrt. Sie stellt eine Respektlosigkeit

(Karsten Hilse [AfD]: Gegenüber den zukünf-
tigen Parlamentarischen Staatssekretären! 
Ganz genau!)

gegenüber den Staatssekretärinnen und Staatssekretären 
im Amt und außerhalb des Amtes dar, weil sie die ge-
leistete Arbeit verkennt und den betriebenen Aufwand 
gering schätzt. 80 Prozent der 20 000 Anfragen, die aus 
dem Kreise des Deutschen Bundestages gestellt wurden, 
sind von Parlamentarischen Staatssekretären bearbeitet 
und beantwortet worden. 

Der Gesetzentwurf der AfD folgt wieder mal einem 
hässlichen Muster. Sie instrumentieren eine Debatte hier 
im Deutschen Bundestag, um ein politisches Amt ver-
ächtlich zu machen. Sie stellen ein politisches Amt als 
sinnlos dar, weil es Geld kostet.

(Stephan Brandner [AfD]: Genau!)

Eine solche Betrachtung vorzunehmen, ist schändlich; 
denn Demokratie an Geld zu messen, verbietet sich in 
diesem Hause. So eine Betrachtung passt jedoch wie-

Linda Teuteberg 
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derum zu Ihnen, da Sie und Ihre Fraktion anscheinend 
mehr ausländischen Geldgebern als dem deutschen Volke 
dienen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN – Stephan 
Brandner [AfD]: Ach du lieber Gott! – Weite-
rer Zuruf der AfD: Billig, Herr Kollege!)

Wenn für Teile dieses Hauses nicht mehr gilt: „Alle Ge-
walt geht vom Volke aus“, dann ist das der wahre Angriff 
auf unsere Gewaltenteilung hier in diesem Land. Für Sie 
gilt: Alle Gewalt geht vom Geld aus. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Karsten 
Hilse [AfD]: Um Gottes willen! – Stephan 
Brandner [AfD]: Alle Macht der Antifa! – 
Weiterer Zuruf der AfD: Alle Gewalt geht von 
Ungarn aus!)

– Frau Präsidentin, ich habe ein Summen auf dem rech-
ten Ohr. 

(Karsten Hilse [AfD]: Was haben Sie?)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Ja, dann müssen Sie einfach lauter reden.

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD): 
Jede Wählerin und jeder Wähler draußen muss wis-

sen, wenn sie oder er Ihnen eine Stimme anvertrauen 
will, dass es eingedenk dieser Tatsache ein Leichtes ist, 
von hier aus zu zeigen, warum Sie das Gesetz über die 
Rechtsverhältnisse von Parlamentarischen Staatssekre-
tären abschaffen wollen. Sie wollen die demokratische 
Kontrolle in diesem Land, die durch dieses Amt ausgeübt 
wird, schwächen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der AfD: Blödsinn!)

Parlamentarier im Amt des Staatssekretärs – auf 
höchster Ebene im Ministerium – sind über Vorgänge 
innerhalb dieser Bundesregierung informiert. Sie üben 
ihre Kontrollfunktion innerhalb ihres Hauses frühest-
möglich aus und sorgen ebenso frühestmöglich für die 
verwaltungstechnische Umsetzung und die Umsetzung 
des gesetzgeberischen Willens. Das Amt setzt aus mei-
ner Sicht die urdemokratische Kontrolle von Gewalten 
fort. Die Gewaltenteilung ist nicht Selbstzweck. Sie dient 
einer Kontrolle der Machtausübung. Wo und wie diese 
Kontrolle von Macht in unserem demokratischen System 
stattfindet, ist eine Frage der besten Wirkung. 

Die Ansammlung von Macht in Ämtern ist per se auch 
nicht verwerflich, wenn sie gleichsam von Kontrolle be-
gleitet wird. So halte ich zum Beispiel Rechtsverordnun-
gen durch die Bundesregierung für zielführend und unbe-
denklich, weil ich jederzeit einen Teil des Gesetzgebers 
im Haus zugegen weiß.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD): 
Nein. – In diesem Lichte ist der Parlamentarier in ei-

nem Ministerium, der zum Staatssekretär berufen wird, 
zusätzlich zu seiner ohnehin vorhandenen parlamenta-
rischen Kontrollpflicht auch noch zu einer zusätzlichen 
Kontrolle und einer zusätzlichen Mittlerrolle bestellt. 
Das ist daher eine zusätzliche Bürde des Amtes, die für 
einen Parlamentarier entsteht, der eben auch allen Rech-
ten und Pflichten eines Wahlkreisabgeordneten bzw. ei-
nes Abgeordneten, den die Wählerinnen und Wähler über 
die Landesliste gewählt haben, unterliegt. Daher recht-
fertigen sich auch Amtsausstattung und der entsprechen-
de Verdienst von Parlamentariern im Regierungsamt. 

Dieser Gesetzentwurf ist verfassungsrechtlich min-
destens schwach, eher sogar unbegründet.

Auch Ihr unterschwelliger Vorwurf, dass es sich hier 
um eine Art Staatssekretärsamt der Raffgier handelt, weil 
Abgeordnetendiät und Besoldung eines Staatssekretär-
samtes auf ein und demselben Gehaltskonto vereinigt 
werden, geht fehl. Sie versuchen auch, die Menschen 
draußen im Land hinters Licht zu führen, und unterschla-
gen dabei völlig die speziellen abgeordnetenrechtlichen 
Regelungen. Die Absicht hinter diesem Vorgehen ist mir 
persönlich sehr klar: Sie versuchen, Ihre eigene Daseins-
berechtigung abzusichern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Abschließend zur Wahrheit: Lesen Sie § 29 Ab-
geordnetengesetz! Dort ist niedergeschrieben: Wenn 
Abgeordnetenentschädigung und das Einkommen als 
Staatssekretär zusammentreffen, dann wird die Abge-
ordnetenentschädigung um die Hälfte gekürzt. Die dort 
eingezogene Höchstgrenze kommt im Übrigen rech-
nerisch – persönliche Lebensverhältnisse berücksichti-
gend – auf den gleichen Betrag. 

Für die übrigen von Ihnen genannten Vorteile wird na-
türlich zwischen den Tätigkeiten im Amt des Staatssekre-
tärs und der ureigenen Wahrnehmung des Abgeordneten-
mandates differenziert. Dies wird dann entweder separat 
berechnet, oder die Kostenpauschale des Abgeordneten 
wird pauschal um ein Viertel gekürzt. – Ich bin gerne 
bereit, Ihnen eine weitere Präzisierung und Belehrung 
außerhalb meiner Redezeit als Nachhilfe zu gewähren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Stephan Brandner [AfD]: Komm 
doch rüber!)

Die von Ihnen vorgenommene Zusammenrechnung 
der Kosten der Demokratie hinkt damit erheblich, da Sie 
ohne Befassung mit der Gesetzesgrundlage einfach ge-
griffen etwas behaupten und nicht begründen und unter 
dem Strich nicht einmal die Anforderung an eine hohle 
Phrase erfüllen. 

(Karsten Hilse [AfD]: Ihre Rede gerade!)

Aber auch hier gilt: Wer hat schon die Zeit, Zahlen zu 
prüfen und genau zu arbeiten, wenn er doch so leicht 
Vorwürfe erheben kann, Neid schüren kann und die De-
mokratie einer rein geldwerten Betrachtung unterwerfen 
kann?

Mahmut Özdemir (Duisburg)
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Unter keinem politischen oder verfassungsrechtlichen 
Aspekt kommt daher die Abschaffung des Amtes des 
Parlamentarischen Staatssekretärs für meine Fraktion in 
Betracht. Sie haben mit Ihrem Gesetzentwurf einen Wil-
len formuliert – das sehe ich –, aber dem Willen fehlt 
jeglicher Verstand, und das wiederum ist nichts Neues 
für die AfD.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf von der AfD: Genießen 
Sie die Zeit Ihrer Staatssekretäre! Sie ist bald 
vorbei!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Mahmut Özdemir. – Nächster Redner 

für die Fraktion Die Linke: Friedrich Straetmanns.

(Beifall bei der LINKEN)

Friedrich Straetmanns (DIE LINKE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wie immer großspurig und als High-
light in Sachen Demokratisierung angekündigt, entpuppt 
sich der Antrag der AfD – auch wie immer erst nach 
einem langen Gärprozess vorgelegt – als schale Brühe. 
Gereift ist Ihr Vorschlag während dieses Prozesses aller-
dings nicht. 

Sie picken sich wieder mal ein einzelnes Thema he-
raus und betrachten es durch Ihre rechtspopulistische 
Brille. 

(Stephan Brandner [AfD]: Machen Sie ja 
nie!)

Sie schieben die Position des Parlamentes und die Ge-
waltenteilung als Gründe vor, entlarven sich aber später 
dann doch selbst mit Ihrem autoritären Weltbild. 

Letzte Woche erzählten Sie uns hier noch, wie macht-
versessen der durchschnittliche Parlamentarier ist und 
warum die Bevölkerung dringend mit mehr gesetzgebe-
rischen Kompetenzen ausgestattet werden muss. Heute 
stellen Sie sich hin, und spielen Sie sich als Retter des 
Parlaments gegenüber der Exekutive auf.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, sind wir auch! 
Ohne Zweifel!)

Später sagen Sie aber ganz deutlich, dass Sie eigentlich 
niemanden wollen, der den Ministerinnen und Ministern 
reinredet.

(Stephan Brandner [AfD]: Was?)

Sie wollen ein autoritäres Von-oben-herab-Regieren statt 
Diskussion und Interessenausgleich.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Ich will gar nicht in Abrede stellen, dass die Abschaf-
fung der Parlamentarischen Staatssekretäre eine sinnvol-
le Sache wäre, doch brauchen wir dafür ein tragfähiges 

Konzept, in das eine solche Abschaffung eingebettet ist. 
Das ist die Position meiner Fraktion.

(Beifall bei der LINKEN – Stephan Brandner 
[AfD]: Europäische Lösung!)

Die Aufgaben, die momentan von Parlamentarischen 
Staatssekretärinnen und -sekretären erledigt werden, lö-
sen sich ja nicht plötzlich in Luft auf. Sie stellen wieder 
mal eine populäre Forderung in den Raum, machen sich 
aber nicht an die Arbeit, eine Lösung auszuarbeiten. 

(Stephan Brandner [AfD]: Doch! – Karsten 
Hilse [AfD]: Brauchen wir doch gar nicht!)

Seriöse Arbeit ist das nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

In Ihrem Antrag behaupten Sie, meine Damen und 
Herren von der AfD, dass die Parlamentarischen Staats-
sekretärinnen und -sekretäre quasi nur den Zweck haben, 
in Vertretung ihrer Ministerin oder ihres Ministers in der 
Fragestunde zu sitzen. Herr Brandner, wer sitzt denn in 
so gut wie jeder Sitzung des Rechtsausschusses neben 
Ihnen und steht Rede und Antwort?

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Genau! 
So ist das! – Stephan Brandner [AfD]: Ganz 
lange!)

Das ist die Parlamentarische Staatssekretärin und nicht 
die Ministerin. Sie können ja nicht ernsthaft wollen, dass 
uns diese Informationen nicht mehr erreichen. 

(Karsten Hilse [AfD]: Aber durch den Minis-
ter!)

Gut durchdacht sieht anders aus.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dass Sie das nicht getan haben – oder Sie haben es 
getan, aber die Überlegungen führten zu einem weniger 
aufsehenerregenden Ergebnis, das sie deshalb lieber un-
ter den Tisch fallen lassen –, merken wir an den Zahlen, 
die Sie in den Raum stellen. Dass die Parlamentarischen 
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre Kosten von ins-
gesamt 19 Millionen Euro verursachen, mag stimmen, 
aber das hilft uns doch überhaupt nicht weiter, wenn wir 
nicht wissen, wie in Zukunft deren jetzige Aufgaben be-
arbeitet werden sollen und wer diese Aufgaben überneh-
men soll. Wie auch immer die konkrete Verteilung der 
Arbeit aussieht: Der Einspareffekt wäre deutlich gerin-
ger, als Sie uns hier glauben machen wollen. 

Ich tue mich außerdem sehr schwer, Ihnen die Sorge 
um den Geldbeutel des durchschnittlichen Steuerzahlers 
abzunehmen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Als Sie versucht haben, durch Goldgeschäfte die eigene 
Parteienfinanzierung hochzuschrauben, um damit über 

Mahmut Özdemir (Duisburg)


